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Wolfgang Fritz Haug

Schwierigkeiten eines demokratischen Sozia-
lismus
Einige Gesichtspunkte zur Diskussion *

Fluchtartig werden die Panzerkreuzer des Kriegskommunismus verlassen,

ganze ehemalige Staatsparteien, geschlossen oder fragmentiert, suchen sich
in das Boot des Demokratischen Sozialismus zu retten. Der Fluchtgrund ist
klar: Der Begriff des Kommunismus ist kaputt - schwarz in die Seele des

Volkes eingeschrieben. Und doch sind zugleich gemeinschaftliche, "kom-
munitäre" Lösungen und Haltungen unentbehrlich.

Besichtigen wir das Boot "Demokratischer Sozialismus": ein Vehikel der
politischen Semantik des Westens, aus dem Fuhrpark der Sozialdemokratie,
wenig genutzt, allenfalls an bestimmten Feiertagen, zu Ausflügen für die lin-
ke Jugend. Integrationsfiguren führten den Begriff zu Integrationszwecken
im Mund. Unser Boot war ein Luftschiff im Geisterreich der Hegemonie,
nicht für Massenansturm gedacht, nicht dazu bestimmt, reale Verkehrsform
zu werden.

Als es im November 1988 Willy Brandts 75. Geburtstag durch ein wissen-
schaftliches Colloquium zu feiern galt, hielt ich es für angebracht, das letzte
Kapitel meiner Studie über das politische Denken Gorbatschows vorzutra-
gen. Willy Brandt galt allgemein als jemand, der den Begriff des Demokrati-
sehen Sozialismus im Gegensatz zum undemokratischen Sozialismus des

Ostens hochgehalten hatte, und nun zeigte sich das Unerwartete: "Auf dem
Boden der neuen Produktivkräfte, der Technologien wie der neuen Arbeits-
Subjekte, zeichnet sich eine neuartige Verbindung von Sozialismus und De-
mokratie ab", lautete die Quintessenz meines Berichts. "Der sowjetische
Sozialismus artikuliert sich nun als demokratischer 5oziö/wmwi, gelegentlich
als demokratischer imd wissenscha/fh'cher Soz/öfomws. " Und ich sagte vor-
aus: "Das wird die politische Semantik auch im Westen heilsam durcheinan-
derbringen." (Haug 1989, 451). Denn es müsste doch wohl aus einem lufti-
gen Diskurs, der bloss vom Gegensatz zu schlechter Wirklichkeit woanders
lebte, etwas ganz anderes, noch kaum Vorstellbares werden, träfe er auf öf-
fentliches Eigentum an Produktionsmitteln unter Bedingungen einer radika-
len Demokratisierung.

Funktionswandel und Chancen der Entblockierung

Um sich die Realität, die dem "Demokratischen Sozialismus" im Westen
entsprach, klarzumachen, sei daran erinnert, was der schwedische Finanzmi-
nister K.O. Feldt auf einem von der ZEIT ("Ende des Kommunismus - was
nun?" 29.12.89) veranstalteten Colloquium gesagt hat. Es ärgere ihn, wenn
nun, verbunden mit dem Neueintritt Alexander Dubceks in die politische
Arena, zustimmend von dessen Vision eines "Sozialismus mit menschlichem
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Antlitz" gesprochen werde. Solches gebe es nicht und könne es nicht geben.
Es gebe einzig Kapitalismus mit "menschlichem Gesicht" und das sei "die
Aufgabe des demokratischen Sozialismus". Da die schwedische Sozialdemo-
kratie im Osten jetzt oft als unbeschwerter Hoffnungsträger gesehen wird,
sei das Bild verkompliziert durch einen Seitenblick auf die politische Mei-
nung der Schweden: Der Vorsitzende der "Linkspartei/Kommunisten",
Lars Werner, war Anfang 1990 mit 35 Prozent Zustimmung der beliebteste
Politiker Schwedens, vor dem sozialdemokratischen Regierungschef, der es

nur auf 25 Prozent brachte.
Wird das Boot des Demokratischen Sozialismus sinken? Wäre es am Ende

eh nur ein Seelenverkäufer oder ein Schiff fürs Trockene gewesen? Der
Funktionswandel des Begriffs scheint in vollem Gange. Und Willy Brandt
scheint sich schon in Sicherheit gebracht zu haben. Im erwähnten ZEIT-
Symposium sprach er statt von Demokratischem Sozialismus von "einer frei-
heitlichen Sozialdemokratie, wie ich es zu nennen vorziehe". Was nun?

Werden wir historisch. Sehr grob lassen sich drei Positionen unterschei-
den, die sich zu Beginn des 20. Jahrhunderts im Schoss der alten Sozialdemo-
kratie ausgebildet hatten: Die eine setzte den Primat auf die Demokratie,
worunter sie bürgerlichen Parlamentarismus verstand, in dessen Formen sie

sich eine allmähliche Entwicklung hin zu Sozialismus vorstellte; die Gegen-
position setzte den Primat auf Sozialismus, verstanden zumindest im Über-

gang als Diktatur des Proletariats, was bei den Klassikern im Gegensatz zur
späteren Praxis die grosse Mehrheit meinte, von deren Herrschaft man sich

vorstellte, sie würde das Problem der Demokratie gleichsam miterledigen;
einen dritten, dialektischen Weg ging Rosa Luxemburg, indem sie Sozialis-
mus und Demokratie als unauflöslich einander bedingend zusammendachte.
Die Ermordung Luxemburgs Hess diese Linie reissen. Aus der grossen Spal-
tung der Arbeiterbewegung im Verhältnis zur Entfesselung des Ersten Welt-
kriegs 1914, schliesslich zur russischen Oktoberrevolution 1917, gingen so
die ersten beiden Positionen als verfeindete Hauptströmungen hervor. In
beiden spukte gleichsam immer auch untergründig der Geist von Rosa Lu-
xemburg.

Das Scheitern des repressivstaatlichen Sozialismus hat am Ende des Jahr-
hunderts mehr oder weniger allen Beteiligten deutlich gemacht, dass der So-
zialismus entweder demokratisch sein oder kein Sozialismus sein wird.

Eine noch nicht offen und öffentlich vollzogene Konsequenz dieses Schei-
terns ist das Ende des Marxismus-Leninismus. Seine administrative Liqui-
dierung geht mit Anzeichen einer geistigen Verdrängung einher. Er war die
Ideologie eines befehlsadministrativ durchorganisierten und geführten Für-
sorgestaats. Lässt er sich aus einer repressiven Staatsideologie in eine kriti-
sehe Theorie übersetzen? Ich halte das nicht für machbar, kenne auch nie-
manden, der dies im Ernst vorhätte. Es wäre auch nicht wünschbar. Der
Marxismus-Leninismus führte eine eingemauerte Sonderexistenz. Dadurch
verurteilte er den "westlichen Marxismus" zur entgegengesetzten Sonder-
existenz. Die ideologischen Exporte in die Dritte Welt behinderten oft ge-
nug die Ausbildung eigenständiger Gesellschaftsanalysen.
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Könnte es sein, dass der historische Moment trotz seiner katastrophenar-
tigen Momente auch Chancen einer Entblockierung linker Kräfte birgt? Er-
möglicht er die "internationale Wiedervereinigung" der sozialistischen Lin-
ken in demokratisch-sozialistischer Perspektive? Die bipolare Welt des Sy-

stemgegensatzes blockierte die Kräfte in globalem Massstab; innere Gegen-
sätze wurden durch den äusseren Gegensatz überdeterminiert. Wird es nun
zur Entblockierung innerer Möglichkeiten auch im Westen kommen? Otto
Bauers Idee des "integralen Sozialismus" - wird sie real? Sie würde es natür-
lieh nicht mit Leuten, die sich vor allem die Hände in Unschuld waschen
möchten. Verlangt sind Metamorphosen auch von den westlichen Soziaide-
mokraten: Worte müssen Wirklichkeit werden.

Die Sprache der abstrakten Notwendigkeit lässt sich leicht aufbieten: am
Kreuzungsweg oder vielleicht gar Kreuzigungsweg des schreienden, zu künf-
tigen Kriegen treibenden Gegensatzes zwischen dem verelendenden Süden
und dem reichen Norden, mit der Zeitbombe im Verhältnis der Gesellschaft
zu ihren Naturbedingungen, bei keineswegs schwindender Gefahr des Nu-
klearkrieges - auch wenn diese Gefahr dank Gorbatschows Politik vorüber-
gehend in den Hintergrund getreten ist. Von den latenten Krisen, vielleicht
auch Kriegen, die der Weltkapitalismus bereit hält, schweigen wir einstwei-
len. Soviele Nöte, soviele politische Notwendigkeiten, die Nöte abzuwen-
den, Lösungen zu finden. Von diesen Notwendigkeiten zu sprechen bleibt
abstrakt (obwohl sie das Überleben der Menschheit betreffen), solange kei-
ne Wege zu ihrer produktiven Bearbeitung aufgezeigt werden.

Falls eine begriffslose Verarbeitung der jüngsten historischen Erfahrung
überwiegen sollte, würde das für die Suche nach Lösungen, die Demokratie
mit globaler Solidarität verbinden müssen, neue Blockierungen herstellen.

Viele Linke erscheinen jetzt auf der Kippe, schwankend zwischen zwei
gleichermassen unproduktiven Haltungen: die furchtbare Botschaft noch
nicht empfangen, das Scheitern noch nicht voll mitbekommen zu haben ver-
sus undifferenziertes Wegwerfen alles bisher Fürwahrgehaltenen. Die alten
Mächte Moral und Recht bieten sich an als Auffangbecken: Das alte Regime
erscheint dann als Regime des Verbrechens, das neue als Regime der Afora/;
imaginärer Sprung vom kriminellen Sozialismus zum ethischen Sozialismus,
aufatmend. Denn das ist nun ein neues Synonym, das uns erwartet: demo-
kratischer Sozialismus ethischer Sozialismus (bzw. ethisch begründeter
Sozialismus). Das öffentliche Bewusstsein schlägt sich voll mit Enthüllungen
über die Vergangenheit. "Viele rückwärtsgerichtet, manche vorwärtsgerich-
tet", so zeichnete Walter Janka die gegenwärtige Stimmung. Grosse Massen
gehen rückwärts im Doppelsinn: Sie wenden sich zurück auf das bereits Ge-
stürzte, und wie Krebse bewegen sie sich rückwärts auf das zu, was kommt.
Eine Gesellschaft mit dem Rücken zur Zukunft, den "Verbrechen" der Ver-
gangenheit zugewandt, wird eine Gesellschaft ohne andere Zukunft als der
Gegenwart des Kapitalismus (minderen Ranges). Für Deutschland nimmt
das eine Sonderform an, für die Lateinamerika den Begriff anbietet: co/onia-
/ismo interne», Kapitalisierung der DDR als innerdeutsche Kolonisierung.

Treten wir einen Schritt zurück. Eine von Gorbatschow zusammengefass-

WIDERSPRUCH 19/90 55



te Grundeinsicht kann in die Formel gebracht werden: Der Sozialismus muss
ins Zivilgesellschaftliche übersetzt werden. Rechtstaat mit Gewaltenteilung,
Menschenrechte und Pluralismus bezeichnen Prinzipien, in denen jede künf-
tige sozialistische Demokratie sich sowohl mit bürgerlicher Demokratie be-
rührt als auch durch soziale Ausweitung dieser Prinzipien besonders bewäh-
ren muss. Auf diesem Feld ist inzwischen viel vorgedacht, Orientierungen,
Werte und Wünschbarkeiten sind artikuliert, nicht zuletzt von der For-
schungsgruppe über Grundlagen eines Modernen Sozialismus. Die Umrisse
eines breiten Konsenses zeichnen sich ab. Wie mir aber scheint, ist das Inter-
esse an der politisch-ethischen Werteseite umgekehrt proportional zum In-
teresse an der politisch-ökonomischen Wertseite, auf der sich entscheidet,
wie solche Werte Macht und Wirklichkeit bekommen könnten. Ob die Bür-
gergesellschaft oder Zivilgesellschaft als sozialistische sich gestalten und hal-
ten kann, dafür ist entscheidend, ob sich in ihren Formen allgemeine ökono-
mische Handlungsfähigkeit entfalten kann. Nicht erst in letzter Instanz, son-
dern in erster. Dem Rückwärtsgang der Massen liegt die Wahrnehmung des
Scheiterns der Ökonomie zugrunde. Die theoretische Reflexion, will sie vor
diesem Scheitern weder die Augen verschliessen noch resigniert dem Kapi-
talismus das Feld überlassen, muss sich ökonomische(n) Fragen eines De-
mokratischen Sozialismus stellen. Auch wenn in der deutschen Konjunktur
die Frage praktisch nicht zum Zuge kommt, muss sie doch gedacht werden.
Der Rückweg in einen autoritären Staatssozialismus ist ausgeschlossen. Gibt
es überhaupt auf dem Gebiet der Ökonomie einen gangbaren dritten Weg im
Sinne einer demokratisch-sozialistischen Alternative zum Kapitalismus?

Vorgefechte zum Überdenken marxistischer Marktkritik

Man kann sagen, dass der Stalinismus nur als Ausnahmestaat und Ausnah-
mezustand möglich war. Im Aufbau der Industrialisierung, im Krieg gegen
den äusseren Feind, im Wiederaufbau nach dem Krieg hat er sich, wenn auch
mit bis heute ungetilgten Folgelasten, sogar als produktiv erwiesen, und die
sowjetische Bevölkerung hat sich mit intensiver Motivation an solchen Aus-
nahmeaufgaben beteiligt. - Eine Form der Motivation zur Ausnahme ist die
Kampagne. Als Normalform ist die Kampagne konterproduktiv, Stoff für
zynische Witze und subversive Haltungen scheinhaften Mitmachens. Die
dauernde "Arbeit" der Kader an der Arbeitsmotivation: Pseudo-Aktivie-
rung, darauf beruhend, dass alles Recht auf gesellschaftliche Praxis aus der
Gesellschaft herausgezogen und im Apparat (Partei-Staat) zusammengezo-
gen war. Es ist verkehrt, die Passivität der Massen zur Legitimation der
Kampagnen heranzuziehen. Die Aktivierung von oben war die Passivie-

rung.
Nun, da dieses Oben durch seinen Misserfolg erledigt und vom Volk abge-

sprengt worden ist, können viele sich eine Besserung ihrer Lage nicht anders
als vermittels eines anderen "Oben" vorstellen. "Die Unternehmer" schei-

nen, in Umkehrung bisheriger Feindpropaganda, eine transzendente Rasse

zu verkörpern, die Götter einer Alltagsreligion der Subalternen. Versach-
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licht im /Capita/. Das Unaussprechliche, für das die bisherige Machtrealität
keine Sprache und keine Ansprüche hinterlassen hat (im Gegensatz zum
Konsum), worum sich aber jetzt alle Kämpfe drehen, ist die Alternative ei-

ner Demokratisierung auch und gerade der Wirtschaft, also der Selbstregie-

rung der Gesellschaft in ihrer Produktion.
Demokratisierung der Wirtschaft wird heute vor allem von der Arbeiter-

klasse nicht für sinnvoll gehalten, weil man spürt, dass die eigentümliche
Härte des Kalküls der Optimierung, welches die Ökonomie erst zur Ökono-
mie macht, notwendig ist. Die meisten wünschen diese Härte auch gegen
s/c/t, nachdem sie lange genug den blossen Appell zur Produktivität in seiner
Idiotie erfahren haben: Man muss untersuchen, wo realer Widerspruch zwi-
sehen Demokratie und Produktivität besteht und wie die Verhältnisse in der
Ökonomie gestaltet werden müssen, damit hier keine Blockierung eintritt.

Vom Staatewörtg zum Sac/izwang - wie eine unsichtbare Losung schwebt
diese Orientierung über der DDR. Gregor Gysi vertat sich im SPIEGEL-
Gespräch im Dezember 1989, wenn er einen der "Grundirrtümer" derbishe-
rigen DDR darin sah, "dass man einen isolierten Markt aufbauen" wollte,
denn Markt als IV/rtsc/ta/tsmec/iamsmi« gab es ja nicht wirklich, sondern es

herrschte das, was Jürgen Kuczynski als "Monopolsozialismus" gekenn-
zeichnet hat. Es gab das Paradox eines verdeckten Schwarzmarkts von-
oben-nach-aussen, personifiziert durch Schalck-Golodkowski, die zwangs-
gewollte Hinnahme ungleichen Tausches, ein Zwangsumtausch nach den

Regeln des Weltmarkts. Das abgeschottet Produzierte musste sich hier ver-
ramschen. Das war die partie /toniease dieser Ökonomie. Gysi stellte sich

nun vor, durch die Kombination von Markt-Leistungs-Hebeln mit sozialen
Elementen eine "Doppelmotivation" in der Arbeit zu erreichen, sieht frei-
lieh auch die Gefahr, in "eine doppelte Negierung an Motivation" auszurut-
sehen.

Ohne solche Skrupel optiert das wirtschaftspolitische Grundsatzpapier
der neuen SPD "für eine ökologisch orientierte soziale Marktwirtschaft" mit
"Markt und Wettbewerb als unabdingbaren Triebkräften". Streng ge-
nommen gibt das keinen Sinn, obwohl man versteht, was gemeint ist. Der
Markt ist ein Handlungsfeld, wo Angebote und Nachfragen aufeinandertref-
fen, deren Plural bei Streben aller Akteure nach den vorteilhaftesten Bedin-
gungen für sich selbst "Konkurrenz" bzw. den "Wettbewerb" ausmacht.
Triebkraft ist die Vorteilssuche (das Gewinnstreben); die Spielregel heisst
"Schwarzer Peter"; Schattenseite der Vorteilssuche ist die Nachteilszuwei-
sung. So entstehen negative Sanktionen, Zwangskräfte, die einen Akteur
bei Strafe des Untergangs mobilisieren. Ganz wie Marx sagt: Über die Kon-
kurrenz werden die inneren Gesetze in "äussere Zwangsgesetze" verwan-
delt. Man ruft in Wirklichkeit allseits nach Zwang, nicht nach Trieb. Genau-
er gesagt: Man ruft nach den Zwangsbedingungen des Marktes, unter denen
der Eigennutz in gewissen Grenzen als Triebkraft für die Gesamtwirtschaft
wirken kann. Der Staatszwang hat versagt, nicht ohne alle zu bedrücken und
zu erniedrigen, nun hofft man auf den Markfzwang. Vom Markt verspricht
man sich den Wirtschaftsmechanismus, der Produktivität, Innovation und
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Leistungslohn erbringt.
Mit einer Spitze gegen "diejenigen Ökonomen, die ihren Kopf nur vom

'Mittag- Land' auf das 'Abendland' wenden", hat z.B. Hans Wagner den Be-
griff "ökonomischer Mechanismus" verwerfen wollen. Seiner Auffassung
nach steht dieser Begriff in Kontinuität mit dem alten Regime, weil er Wirt-
schaft als Mechanismus statt "als sozialen Organismus und als entscheidende
Sphäre der Produktion wirklicher gesellschaftlicher Subjekte und Verhält-
nisse" abbildet. "Man war eingespielt auf das 'Machen' eines Planmechanis-
mus und spielt sich ein auf das 'Machen' eines Marktmechanismus." Abgese-
hen davon, dass Wagners Überlegungen noch ganz auf dem Standpunkt ei-
ner souveränen sozialistischen DDR stehen und dieser Standpunkt inzwi-
sehen mehr als in Frage gestellt ist, scheint mir hier ein doppeltes Missver-
ständnis vorzuliegen: 1) der Plan war befehlsadministrativ in Erstellung und
Durchsetzung, ihm lag genau genommen kein ökonomischer Mechanismus
zugrunde; 2) vom Markt verspricht man sich einen in der Tat "mechani-
sehen" (besser: systemischen) Effekt, nämlich den der unpersönlichen
Steuerung von Wirtschaftshandeln über materielle Sanktionen. Dieses Dis-
positiv ist paradox: Es verbindet eine unausweichliche Fatalität (die gerade-
zu schicksalhaft hinzunehmenden "Urteile" des Marktes) mit höchster Akti-
vierung der Subjekte. Es setzt die Akteure gerade dadurch in Subjektposi-
tion, dass sie in der Gestaltung des Arrangements nicht zum Zuge kommen.
Das Unmachbare ist der Markt selbst.

Selbst Vertreter von der Vereinigten Linken neigen dazu, das Problem
darauf zu verengen, Kapital und Technologie aus dem Westen ins Land zu
holen. Kapital und Technologie sind wichtig, aber nicht die Hauptsache: Es
wäre zwar nicht leicht, aber doch relativ einfach, Geld aufzutreiben, um mo-
derne Maschinen zu kaufen. Aber gescheitert ist der ökonomische Mecha-
nismus, und wenn man nun allseits Kapital ins Land holen und irgendwie
Marktwirtschaft praktizieren will, so wegen dieses Scheiterns. Die bisheri-

gen Produktionsverhältnisse haben sich als unproduktive Verhältnisse her-
ausgestellt. Sie waren Verhältnisse der staatlichen Direktivplanung. Das
ging erstens am Wertgesetz vorbei und blockierte zweitens Innovation und
Flexibilität. Dem Ernstfall des "Direktiven" an dieser Planung war der re-
pressive Staatsapparat, der Stasi, zugewandt. Das kostete vollends den Kon-
sens und mit ihm die Arbeitsmotivation. Wenn man nun Kapital und Markt
ins Land wünscht, so weil man nach einem ökonomischen Mechanismus im
strengen Wortsinn und damit nach einer andern Art von Herrschaft in der
Produktion verlangt. Man könnte sagen: Die Produktivkräfte drängen auf
andere Produktionsverhältnisse. Sie drängen dumpf und blind, durch Krise
und Zusammenbruch. Es ist unklar, wie die neuen Produktionsverhältnisse
sein können. Die Anhänger des Kapitalismus halten natürlich keine andern
Produktionsverhältnisse als die kapitalistischen des Westens für möglich.

Die Linke müsste zumindest das Problem sehen, überhaupt erst einmal
die Frage aufnehmen, bevor sie sich an Antworten versucht. Damit tut sie
sich schwer, solange sie die Hinwendung zu Marktmechanismen nicht vom
Scheitern des befehlsadministrativen Systems her denkt.
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Ansätze zur Metakritik des Marktes

Rainer Land hat eine Préfiguration der Probleme in einer Denkfigur gese-
hen, die er "Unmittelbarkeitskommunismus" nennt und die er bei Marx
wirksam sieht. Michael Brie hat entsprechend in einem Interview an Marx
das Fehlen eines Sinns für die unaufhebbare Interessenvielfalt der Subjekte
kritisiert. Er sieht bei Marx die Unterstellung, dass Individuelles und Gesell-
schaftliches unmittelbar zusammenfallen. Die Interviewer von der Zeit-
schrift "Sozialismus" hielten dem einen Satz aus den Gr«ndm.sen (88) entge-
gen : "Vermittlung muss natürlich stattfinden. " Aber das heisst bei Marx nur,
dass in einer nicht erst nachträglich über den Markt regulierten gemein-
schaftlichen Produktion "von vornherein die Teilnahme des Einzelnen an
der gemeinschaftlichen Produktenwelt" vorausgesetzt ist, so dass also "die
Voraussetzung se/bst verm/tte/t" sei. Marx fährt unmittelbar fort: "Die Ar-
beit des Einzelnen ist von vornherein als gesellschaftliche Arbeit gesetzt."
(Gr, 88) Ein Problem, über das geredet werden müsste, sieht Marx hier
nicht. Es ist aber nicht nur, wie ich früher dachte, im Kapitalismus unmög-
lieh, die Arbeit "unnütte/ftar als allgemeine Arbeit bestimmen" zu wollen
(ebd., 89), sondern streng genommen immer. Je komplexer eine Gesell-
schaft wird, desto mehr Probleme entspringen diesem "Streng genommen".
Brie denkt den Eigentümerstatus aufgespalten, vom Individuellen über die

Belegschaft, die Kommune, bis zur Gesamtgesellschaft, eine Differenzie-
rung, die in der "ökonomisch-politischen Machtstruktur" verankert werden
muss. Gewerkschaften, Betriebsräte, Pachtbeziehungen usw. - es werde
"über diese Formen jeweils eine spezifische Seite der Produzentenstellung
der Werktätigen mit einem spezifischen Eigentümerstatus" versehen. Von
der Öffentlichkeit verspricht er sich die Dynamisierung dieser Struktur. So

weit, so gut. Aber wie soll dabei mehr herauskommen als endloses Palaver?
Eine öffentliche Diskussion ist nicht allein deshalb, weil sie öffentlich ist,
schon ökonomisch produktiver als eine hinter verschlossnen Türen. Die Fra-

ge nach dem ökonomischen Mechanismus ist noch ungestellt.
Es sollte deutlich werden, dass Demokratischer Sozialismus eine Phrase

zu bleiben droht, wenn er die ökonomischen Probleme nicht zu lösen ver-
mag. Noch fehlt es an theoretischem Vorlauf. Wir wissen aber jetzt unab-
weisbar, dass Demokratischer Sozialismus darauf fussen muss, die Individu-
en in der Produktion ihres Lebens in Subjektposition oder zumindest in sub-
stanzielle Partizipation an dieser Position zu setzen. Und wir haben auch be-

griffen, dass in gewisser Hinsicht der Markt seine Akteure in solche Freiheit
setzt, wenn er ihnen auch die Subjekthaftigkeit hinsichtlich der Vergesell-
schaftung ihrer Arbeit raubt. Demokratischer Sozialismus kann sich daher
nicht unkritisch auf Marktwirtschaft gründen, auch nicht auf eine, die das
Vorwort "sozial" mit sich führt. Er braucht die Partizipation an der Verge-
sellschaftung.

Das Wie sollte die Geister beschäftigen. Nur eine vielstimmige Diskussion
mit Sprechern unterschiedlicher Kompetenzen kann diese entscheidende
Sache voranbringen.
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